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Vorwort 
 
 
Das Interesse an Forschung und Wissensmehrung sowie die Freude am wissenschaftlichen 
Arbeiten unterliegt − abgesehen von kleineren physischen Einschränkungen mit fort-
schreitendem Lebensalter − normalerweise keiner Altersgrenze. 
 
Dieser generationsübergreifenden Verbundenheit zur wissenschaftlichen Arbeit und juris-
tischen Problemanalyse ist es wahrscheinlich zu verdanken, dass Herr Professor Dr. 
Thorsten Kingreen anlässlich eines geselligen Beisammenseins des hochkarätig besetzten 
deutschen Teilnehmerkreises im Rahmen des 9. Symposiums zum chinesisch-deutschen 
Rechtsstaatsdialog im April 2009 in Shenzhen spontan sein Interesse und seine Bereit-
schaft erklärt hat, für das vor mehr als zwanzig Jahren bedingt durch den Einstieg in das 
Berufsleben abgebrochene Vorhaben einer Doktorarbeit des Unterzeichners die Betreuung 
zu übernehmen und dieser seit langem angestrebten akademischen Promotion zum Erfolg 
zu verhelfen. 
 
Das späte Neuaufgreifen meines Dissertationsvorhabens war begleitet von drei den Vor-
gang insgesamt erschwerenden Rahmenbedingungen, aber auch von drei Erleichterungen 
oder Vorteilen, die sich bei einer Promotion in den 80er Jahren des vergangenen Jahrhun-
derts nicht oder nicht so gestellt hätten: Die größte Schwierigkeit dürfte wahrscheinlich 
das Thema selbst sein, das in seiner Komplexität und fachgebietsübergreifenden Problem-
verzahnung zwischen Insolvenzrecht und öffentlichem Sozialrecht von einem jungen As-
sessor ohne berufliche Erfahrung nur selten in den Griff zu bekommen sein dürfte, unab-
hängig von der keineswegs restlos entschiedenen Frage, ob mir dies nun wiederum tat-
sächlich gelungen ist. Die zweite Schwierigkeit offenbarte sich in der ernüchternden 
Feststellung, dass die Arbeit und ihr Bedingungsumfeld in universitären Bibliotheken und 
Seminaren fast dreißig Jahre nach dem Studienabschluss an der FU Berlin trotz IT-
Technik und gereifter eigener Erfahrung keineswegs leichter und stressfreier geworden ist, 
nur sich wahrscheinlich die verfassereigene Toleranzschwelle zu den dortigen Arbeitsbe-
dingungen mit der Zeit erheblich nachteilig verändert haben wird. Das dritte Problem war 
die zumindest kurzfristig gegebene Verknüpfung des Themas mit der beruflichen Arbeit in 
einer obersten Bundesbehörde. Auch wenn hier von Anfang an auf eine strikte Trennung 
von beruflicher Befassung und privater wissenschaftlicher Analyse großen Wert gelegt 
wurde, war eine solche klare Abgrenzung nicht immer leicht und im Engagement für das 
Thema auch nicht in allen Zweifelsfragen randscharf zu bewältigen. 
 
Die Vorteile liegen erkennbar auf der Hand: Wenn man in einer gesicherten und gewis-
sermaßen angesehenen juristischen Existenz begleitet von einer unbeschreiblich verständ-
nisvollen und fast jederzeit diskussionswilligen und mit einer beinahe jeden Juristen über-
treffenden praktischen Vernunft versehenen Ehefrau zudem von einem Doktorvater be-
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treut wird, wie man ihn sich früher immer gewünscht hat, dann ist die tüchtige Anstren-
gung an einer solchen Arbeit eigentlich ein Kinderspiel. 
 
Da die Vorteile auch bereits einen gewichtigen Teil der Danksagungen abdecken, gilt an 
dieser Stelle vornehmlich und vorrangig zusätzlich der Dank dem Zweitgutachter Herrn 
Professor Dr. Stephan Madaus als Lehrstuhlnachfolger von Herrn Professor Dr. Peter 
Gottwald, der die Arbeit besonders auf ihre insolvenzrechtliche Stimmigkeit hin unter-
sucht hat und recht zügig das Zweitgutachten erstellt hat. Dem Erich Schmidt Verlag Ber-
lin danke ich für die Aufnahme der Arbeit in die Reihe Beiträge zur Sozialpolitik und zum 
Sozialrecht. 
 
 
Die Arbeit an einem Thema an der Schnittstelle zwischen privatrechtlichem Insolvenz- 
und öffentlich-rechtlichem Sozialversicherungsrecht hat vielfach und wiederkehrend Ver-
blüffung und Erstaunen bei mir darüber hervorgerufen, wie wenig diese Berührungs- und 
Verbindungsstellen verschiedener Rechtsgebiete bis heute tatsächlich erarbeitet, ergründet 
und erforscht sind. Der bildhafte Vergleich zu einer Expedition früherer Jahrhunderte in 
bis dahin unbekannte und unerforschte Erdteile hat sich dabei beinahe zwangsläufig ein-
gestellt. In diesem Kontext soll das Ergebnis der Arbeit daher auch nicht irgendeinen ab-
geschlossenen und in sich festgezurrten Meinungsstand widerspiegeln. Meine Ergebnisse 
und Thesen stellen sich vielmehr uneingeschränkt in den Dienst der wissenschaftlichen 
Diskussion. Wenn aber dadurch auch die Tür zu einem neuen Feld des juristischen Dis-
kurs und der wissenschaftlichen Aufarbeitung und Aufbereitung von bisher unzureichend 
und unbefriedigend gelöster Untersuchung in Grenzgebieten des Rechts aufgestoßen wer-
den sollte, wäre dies ganz nach meinem Geschmack im Dienste der Sache, der juristischen 
Sache und Wissenschaft. Denn nach Seneca ist wahre Freude eine ernste Sache1! 
 
 
 
 
 
Berlin, im September 2013            Armin Knospe 
 

___________________ 
1 Verum gaudium res severa est, aus dem 23. Brief d. Lucius Annaeus Seneca über Ethik an 

Lucilius, Zitat bei Lieberwirth, S. 262, zugleich Leitspruch des Leipziger Gewandhaus Or-
chesters nach der Inschrift an der Stirnseite des ersten (alten), 1894 abgebrochenen Gewand-
hauses. 
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